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1. Instanz

Aktenzeichen S 28 AS 361/07 ER
Datum 25.09.2007

2. Instanz

Aktenzeichen L 12 B 153/07 AS ER
Datum 12.11.2007

3. Instanz

Datum -

Die aufschiebende Wirkung der am 17.09.2007 erhobenen Klage gegen den
Bescheid vom 24.08.2007 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 05.09.2007
wird angeordnet. Die Antragsgegnerin trägt die notwendigen außergerichtlichen
Kosten der Antragstellerin.

Gründe:

I.

Die Antragstellerin bezieht Leistungen zur Grundsicherung für Arbeitssuchende
nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II). Die Beteiligten streiten um einen
Bescheid, mit dem die Leistungen der Grundsicherung der Antragstellerin für die
Zeit von September 2007 bis November 2007 monatlich um 30 % der Regelleistung
gekürzt wurden.

Mit Schreiben vom 29.06.2007 wurde der Antragstellerin eine
Eingliederungsvereinbarung angeboten. In dieser angebotenen
Eingliederungsvereinbarung hat die Antragstellerin diverse Änderungen,
Ergänzungen bzw. Streichungen vorgenommen. Soweit es aus der Sicht der
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Antragsgegnerin vertretbar erschien, hat sie die Änderungswünsche der
Antragstellerin in eine neue Eingliederungsvereinbarung eingefasst und mit
Schreiben vom 23.07.2007 an die Antragstellerin versandt. In diesem Schreiben
forderte die Antragsgegnerin die Antragstellerin auf, die "nunmehr letzte Version
der EGV" zu unterschreiben. Sie wies darauf hin, dass weitere bzw. erneute
Modifikationen nicht möglich seien. Die Antragsgegnerin legte diesem Schreiben
eine Rechtsfolgenbelehrung bei.

Die Antragstellerin unterschrieb diese Eingliederungsvereinbarung nicht, sondern
nahm wiederum Ergänzungen und Modifikationen vor.

Mit Bescheid vom 08.08.2007 erging die Eingliederungsvereinbarung in Gestalt
eines Verwaltungsaktes. Hiergegen legte die Antragstellerin am 24.08.2007
Widerspruch ein. Mit Bescheid vom 24.08.2007 ordnete die Antragsgegnerin eine
Absenkung der Regelleistung der Antragstellerin für den Zeitraum 01.09.2007 bis
zum 30.11.2007 um monatliche 30 % an. Zur Begründung führte die
Antragsgegnerin aus, dass die Antragstellerin sich am 06.08.2007 trotz Belehrung
über die Rechtsfolgen geweigert habe, die ihr angebotene
Eingliederungsvereinbarung abzuschließen. Gegen den Absenkungsbescheid legte
die Antragstellerin mit Schreiben vom 03.09.2007 Widerspruch ein. Mit
Widerspruchsbescheid vom 05.09.2007 wies die Antragsgegnerin den Widerspruch
als unbegründet zurück.

Am 03.09.2007 hat die Antragstellerin einen Antrag auf Gewährung von
einstweiligem Rechtsschutz gestellt. Am 17.09.2007 erhob Sie Klage beim
Sozialgericht xxx.

Die Antragstellerin trägt vor, dass sie nicht in der Lage sei, die Absenkung der
Leistungen finanziell abzufangen.

Die Antragstellerin beantragt schriftsätzlich sinngemäß,

die aufschiebende Wirkung der am 17.09.2007 erhobenen Klage gegen den
Bescheid vom 24.08.2007 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 05.09.2007
anzuordnen.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag abzuweisen.

Sie hält den Absenkungsbescheid für rechtmäßig.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Antragsgegnerin Bezug genommen.

II.

Der von der Antragstellerin gestellte Antrag auf Gewährung von einstweiligem
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Rechtsschutz ist zulässig und begründet.

Nach § 86 b Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann das Gericht der
Hauptsache auf Antrag in den Fällen, in den die Anfechtungsklage keine
aufschiebende Wirkung hat, die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise
anordnen. Gem. § 86a Abs. 2 Nr. 4 SGG entfällt die aufschiebende Wirkung von
Widerspruch und Anfechtugnsklage in den durch Bundesgesetz vorgeschriebenen
Fällen. Nach § 39 SGB II haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen einen
Verwaltungsakt, der über Leistungen der Grundicherung für Arbeitssuchende
entscheidet, keine aufschiebende Wirkung. Dies gilt auch für den Widerspruch bzw.
die Klage gegen den Absenkungsbescheid der Antragsgegnerin vom 24.08.2007, da
dieser den Teilentzug der Leistung vorsieht.

Über den Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung entscheidet das
Gericht nach Ermessen aufgrund einer Interessen und Folgenabwägung. Hierbei
sind das private Interesse des Antragstellers an der Anordnung der aufschiebenden
Wirkung einerseits und das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen
Vollziehung andererseits gegeneinander abzuwägen. Im Rahmen dieser Abwägung
sind die Erfolgsaussichten in der Hauptsache zu berücksichtigen. Bestehen
ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Verwaltungsaktes, so
hat das Gericht die aufschiebende Wirkung anzuordnen (vgl. LSG NRW Az.: L 19 B
15/06 AS ER; Conradis in: LPK-SGB II, 2. Auflage, § 39 Rnr. 11).

Unter Berücksichtigung vorstehender Kriterien ist die aufschiebende Wirkung
anzuordnen. Es bestehen ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit des
angefochtenen Bescheides, so dass dieser nach dem jetzigen Sachstand in dem
Hauptsacheverfahren aufgehoben werden würde.

Der Antrag der Antragstellerin ist als Antrag auf Anordnung der aufschiebenden
Wirkung der Klage gemäß § 86 b Abs. 1 Nr. 2 SGG auszulegen. Gemäß § 39 Nr. 1
SGB II hat die Klage gegen den Absenkungsbescheid der Antragsgegnerin vom
24.08.2007 keine aufschiebende Wirkung. Die Anordnung der aufschiebenden
Wirkung der Klage durch das Gericht hat zur Folge, dass die Absenkung nicht
vollzogen werden kann und somit die Antragsgegnerin die Regelleistung nicht um
30 % absenken darf. Die Antragstellerin hat einen Anspruch auf die Auszahlung der
ungekürzten Regelleistung.

Eine Ermächtigungsgrundlage für den Erlass des Absenkungsbescheides vom
24.08.2007 ist nicht ersichtlich. Zwar ist in § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 a SGB II nomiert,
dass der monatliche Regelsatz des § 20 Abs. 2 SGB II um 30 % gesenkt wird, wenn
der Leistungsempfänger sich trotz Belehrung über die Rechtsfolgen weigert, eine
ihm angebotene Eingliederungsvereinbarung abzuschließen. Diese Regelung ist im
Zuge der gebotenen verfassungskonformen Auslegung dahin zu verstehen, dass sie
nur eingreift, wenn die Eingliederungsvereinbarung nicht durch Verwaltungsakt
umgesetzt worden ist (vgl. LSG Niedersachsen/Bremen, Az.: L 8 AS 605/06 ER). Ein
Absenkungsbescheid kann dann nicht auf § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 a SGB II gestützt
werden, wenn der Sozialleistungsträger von der Möglichkeit Gebrauch gemacht hat,
eine Eingliederungsvereinbarung gemäß § 15 Abs. 1 Satz 6 SGB II durch
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Verwaltungsakt festzulegen.

Der Zwang zum Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung gem. §§ 15 Abs 1 S. 6, 
31 Abs. 1 S. 1 Nr. 1a SGB II stellt einen Eingriff in den Schutzbereich der in Art 2
Abs. 1 GG normierten Vertragsfreiheit dar (vgl. Berlit in LPK-SGB II, 2. Auflage, § 31
Rdnr. 14). Die Kammer schließt sich insoweit der Auffassung des LSG Niedersachsen-
Bremen (z.: L 8 AS 605/06 ER) an, dass dieser Eingriff in die Vertragsfreiheit
aufgrund eines Verstoßes gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz
verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt ist.

Der aus dem Wesen der Grundrechte hergeleitete Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit verlangt, dass der Freiheitsanspruch des Bürgers nur insoweit
beschränkt werden darf, als es zum Schutz öffentlicher Interessen unerlässlich ist.
Demnach muss das staatliche Handeln einen legitimen Zweck verfolgen, sowie
geeignet und erforderlich sein, um diesen Zweck zu verwirklichen (vgl. BVerfGE 19,
342).

Die in §§ 15 Abs. 1 S. 6 und 31 Abs. 1 Nr. 1a SGB II normierten
Handlungsalternativen zielen darauf ab, zum einen den Hilfebedürftigen zu
verpflichten, im Rahmen seiner Möglichkeiten und des ihm Zumutbaren an der
Beseitigung seiner Arbeitslosigkeit mitzuwirken. Zum anderen soll durch die
Zusammenarbeit mit den Sozialhilfeträgern eine auf die individuellen Bedürfnisse
zugeschnittene Hilfegewährung erreicht werden (vgl. LSG Niedersachsen-Bremen
Az.: L 8 AS 605/06 ER). Diese Intention ist bereits durch den Erlass der
Eingliederungsvereinbarung im Rahmen eines Verwaltungsaktes erreicht, so dass
ein zusätzliches Absenken der Regelleistung über das zur Verfolgung des
Gesetzeszwecks notwendige Maß hinausgeht. Die Verhängung einer Absenkung
trotz Festlegung der Eingliederungsvereinbarung durch Verwaltungsakt ist zur
Erreichung des Zwecks nicht erforderlich. Sie ist unverhältnismäßig, da sie lediglich
einen Straf- bzw. Diziplinierungscharakter aufweist.

Da für den Absenkungsbescheid vom 24.08.2007 keine Ermächtigungsgrundlage
besteht, ist dessen Rechtswidrigkeit gegeben. Dies gilt auch dann, wenn der
Verwaltungsakt, der die Eingliederungsvereinbarung festlegt, mit einem
Widerspruch angefochten worden ist und aufschiebende Wirkung entfaltet (so LSG
Baden-Württemberg Az.: L 13 AS 4160/06 ER-B).

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193
SGG und trägt dem Unterliegen der Antragsgegnerin Rechnung.

Erstellt am: 02.07.2008

Zuletzt verändert am: 02.07.2008
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